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Die Stadt Starnberg erlässt aufgrund von § 22 Abs. 3 des Gesetzes über Naturschutz und Landschafts-

pflege (Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG) vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert 

durch Artikel 3 des Gesetzes vom 08.12.2022 (BGBl. I S. 2240), in Verbindung mit Art. 54 des Gesetzes 

über den Schutz der Natur, die Pflege der Landschaft und die Erholung in der freien Natur (Bayerisches 

Naturschutzgesetz – BayNatSchG) vom 23.02.2011 (GVBl. S. 82, BayRS 791-1-U), zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 23.12.2022 (GVBl. S. 723), folgende 

 

Verordnung zur einstweiligen Sicherung des Bestands an Bäumen in der Stadt 

Starnberg 
 

§ 1 

Schutzgegenstand und Regelungsbereich 

 

(1) Der Bestand an Bäumen ist im Stadtgebiet innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile 

nach Maßgabe dieser Verordnung geschützt. Die Verordnung gilt hierbei auch für innerhalb ei-

nes Bebauungsplans gelegene Grundstücke oder Grundstücksteile, soweit sie am anschließen-

den Bebauungszusammenhang teilnehmen oder selbst einen solchen bilden. 

 

(2) Geschützt sind 

 

1. Bäume mit einem Stammumfang von mehr als 100 cm sowie 

 

2. mehrstämmige Bäume, wenn einer der Stämme das vorgenannte Maß erreicht. Ein 

mehrstämmiger Baum liegt vor, wenn aus einem Wurzelstock mehrere Stämme hervor-

treten oder wenn sich ein Stamm unterhalb einer Höhe von 100 cm über dem Erdbo-

den gabelt. Ein mehrstämmiger Baum liegt außerdem vor, wenn mehrere Stämme, die 

auch aus verschiedenen Sämlingen entstanden sein können, zusammengewachsen 

sind. 

 

Der Stammumfang wird in einer Höhe von 100 cm über dem Erdboden gemessen. 

 

(3) Geschützt sind auch alle Ersatzpflanzungen, die aufgrund dieser Verordnung gefordert werden, 

selbst wenn sie das in Abs. 2 genannte Maß noch nicht erreicht haben. 

 

(4) Nicht geschützt sind Fichten. 
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(5) Sofern in einem Bebauungsplan Festsetzungen zum Erhalt eines Baumes getroffen werden, 

sind die Festsetzungen ungeachtet dieser Verordnung zu beachten. 

  

§ 2 

Schutzzweck 

 

Der Bestand an Bäumen wird geschützt, um 

 

1. eine angemessene innerörtliche Durchgrünung zu gewährleisten, 

 

2. das Stadtklima positiv zu beeinflussen, 

 

3. die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts zu erhalten und zu fördern, 

 

4. schädliche Umwelteinwirkungen zu mildern und 

 

5. das Ortsbild zu beleben. 

  

§ 3 

Ver- und Gebote 

 

(1) Es ist verboten, die nach § 1 geschützten Bäume zu entfernen, zu zerstören, zu schädigen oder 

zu verändern. 

 

(2) Ein Entfernen liegt insbesondere vor, wenn Bäume gefällt, abgeschnitten, abgebrannt oder ent-

wurzelt wer- den. 

 

(3) Ein Zerstören liegt insbesondere vor, wenn Maßnahmen vorgenommen oder dadurch bewirkte 

Zustände aufrechterhalten werden, die zum Absterben von Bäumen führen. 

 

(4) Ein Verändern oder Schädigen liegt insbesondere vor, wenn an Bäumen Eingriffe vorgenom-

men werden, die das charakteristische Aussehen verändern, das weitere Wachstum dauerhaft 

be- oder verhindern oder Bäume in ihrer Gesundheit schädigen. 

 

(5) Verboten sind im Weiteren Einwirkungen auf den Kronentraufbereich, also die von der Baum-

krone über- deckte Bodenfläche, die erfahrungsgemäß zur Schädigung oder zum Absterben 

der Bäume führen. Einwirkungen im vorstehenden Sinne sind insbesondere folgende Handlun-

gen: 

 

 

1. Befestigen der Bodenoberfläche mit einem wasser- und luftundurchlässigen Belag, 
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2. Abgrabungen, Ausschachtungen, Aufschüttungen oder Bodenverdichtungen wie etwa 

durch das dauer- hafte Befahren oder Abstellen von Fahrzeugen oder Containern, 

 

3. Lagern, Anschütten oder Ausgießen von Salzen, Säuren, Ölen, Laugen, Farben, Ab-

wässern, Abfällen, Erdaushub, Material, 

 

4. Anwendung von Unkrautvernichtungsmitteln (Herbizide), 

 

5. Anwendung von Streusalzen, sofern mit einer bezogen auf den Gehölzschutz unschäd-

lichen bzw. weniger schädlichen, zumutbaren Maßnahme der Verkehrssicherungs-

pflicht nachgekommen werden kann, und 

 

6. Grundwasserveränderungen. 

 

(6) Bei Grabungs- oder Baumaßnahmen ist der Wurzelbereich der Bäume durch geeignete feste 

Absperrungen (Holzzaun) im Umfang der Kronentraufe zu schützen. 

 

(7) Die vorstehenden Ver- und Gebote gelten auch, wenn sich geschützte Bäume auf einem Nach-

bargrund- stück befinden. 

 

§ 4 

Ausnahmen 

 

Von den Verboten dieser Verordnung sind ausgenommen 

 

1. abgestorbene Bäume, 

 

2. in gewerblichen Baumschulen und Gärtnereien für den Verkauf aufgezogene Bäume, 

 

3. Pflegemaßnahmen, die im Auftrag des Landratsamtes (Untere Naturschutzbehörde) zur Erhal-

tung von Bäumen durchgeführt werden, 

 

4. der ordnungsgemäße Baumschnitt, der den Bestand erhält, 

 

5. das fachgerechte Verpflanzen auf demselben Grundstück, 

 

6. die fachgerechte Gestaltung, Pflege und Erhaltung öffentlicher Verkehrs-, Grün- und Friedhofs-

anlagen einschließlich aller Maßnahmen, die auf diesen öffentlichen Flächen der Erfüllung der 

Verkehrssicherungspflicht dienen, 
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7. Maßnahmen zur Wartung, Erhaltung und Instandsetzung der bestehenden Wasser- und Ener-

gieversorgungs-, Abwasserbeseitigung- und Fernmeldeanlagen sowie Unterhaltungsmaßnah-

men an Gewässern im gesetzlich zulässigen Umfang einschließlich der Gewässeraufsicht nach 

Abstimmung mit der Stadt Starnberg, 

 

8. Bäume als Bestandteil einer Baumreihe, wenn es sich erkennbar um eine durchgewachsene 

Schnitthecke handelt sowie 

 

9. Bäume als Bestandteil eines Waldes im Sinne des Landeswaldgesetzes, mit Ausnahme von 

Wald auf Hausgrundstücken und anderen waldartig bestockten Flächen im Siedlungsbereich, 

die nicht zielgerichtet forstwirtschaftlich genutzt werden. 

 

§ 5 

Genehmigung 

 

(1) Für das Entfernen, Zerstören, Schädigen oder Verändern geschützter Bäume kann eine Ge-

nehmigung erteilt werden, wenn 

 

1. überwiegende Gründe des allgemeinen Wohls die Genehmigung erfordern oder 

 

2. die Beachtung der Verbote zu einer offenbar nicht beabsichtigten Härte führen würde 

und die Abweichung mit den öffentlichen Belangen im Sinne des BayNatSchG und die-

ser Verordnung vereinbart ist oder 

 

3. die Durchführung dieser Vorschrift zu einer nicht gewollten Beeinträchtigung von Natur 

und Landschaft führen würde. 

 

(2) Ein Fall des Abs. 1 Nr. 2 kann insbesondere dann vorliegen, wenn 

 

1. aufgrund anderer Rechtsvorschriften ein Anspruch auf Genehmigung eines Vorhabens 

besteht, dessen Verwirklichung ohne eine Entfernung, Zerstörung oder Veränderung 

von Bäumen nicht möglich ist, 

 

2. der Bestand oder die Nutzbarkeit eines vorhandenen Gebäudes unzumutbar beein-

trächtigt wird, 

 

3. die bereits ausgeübte gewerbliche oder landwirtschaftliche Nutzung eines Grundstücks 

unzumutbar beeinträchtigt wird oder 

 

4. die Leistungsfähigkeit installierter Solaranlagen in einem erheblichen Umfang beein-

trächtigt wird. 

 

 



5 von 7 
 

 
 

 

 

Amtsblatt der Stadt Starnberg 7 | 2026 

(3) Die Genehmigung muss erteilt werden, wenn geschützte Bäume Altersschäden, Schädlingsbe-

fall, Krankheit oder Missbildung aufweisen und die Erhaltung auch unter Berücksichtigung des 

öffentlichen Interesses hieran mit zumutbarem Aufwand nicht möglich ist. 

 

(4) Für Maßnahmen zur Beseitigung unmittelbar drohender Gefahren gilt die Genehmigung als er-

teilt. Die Maß- nahmen sind der Stadt Starnberg möglichst vorab, spätestens jedoch zwei Wo-

chen nach Durchführung unter Vorlage von aussagekräftigen Unterlagen (beispielsweise Fotos 

und Stellungnahme eines Sachverständigen) schriftlich oder elektronisch anzuzeigen. Die Stadt 

Starnberg kann in diesen Fällen nachträglich Nebenbestimmungen gemäß §§ 7 und 8 erlassen. 

 

(5) Die Genehmigung kann unter Auflagen und Bedingungen erteilt werden. Zur Gewährleistung 

der Erfüllung der Nebenbestimmungen kann eine angemessene Sicherheitsleistung gefordert 

werden. 

 

§ 6 

Genehmigungsverfahren 

 

(1) Die Genehmigung wird von der Stadt Starnberg auf Antrag erteilt. 

 

(2) Der Antrag ist vom Eigentümer oder Berechtigten unter Verwendung des unter www.starn-

berg.de abrufbaren Formulars in einfacher Ausfertigung bei der Stadt einzureichen. Der Antrag 

soll die Bäume, deren Beseitigung oder wesentliche Veränderung vorgesehen ist, nach Art, 

Höhe, Kronendurchmesser, Stammumfang in 1 m Höhe, Standort und – wenn möglich – nach 

Alter bezeichnen und den Grund für die Maßnahme angeben. Die Stadt Starnberg kann verlan-

gen, dass ein Plan des Grundstücks im Maßstab von mindestens 1 : 200 eingereicht wird, in 

dem der vorhandene Baumbestand eingetragen ist. 

 

Der Antrag ist mit einem Gutachten eines Baumsachverständigen, das die Notwendigkeit der 

Fällung belegt, einzureichen. Zudem können zusätzliche Untersuchungen am Baum wie z.B. 

ein Zugversuch oder eine Ultraschalluntersuchung gefordert werden. 

 

(3) Wenn das antragsgegenständliche Grundstück ebenso im Geltungsbereich der Landschafts-

schutzverordnung liegt, wird die Erlaubnis nach der Baumschutzverordnung durch die Erlaubnis 

nach der Landschaftsschutzverordnung ersetzt. 

 

Die Erlaubnis wird durch das Landratsamt Starnberg erteilt, wenn die Voraussetzungen für die 

Erteilung der nach der Baumschutzverordnung erforderlichen Genehmigungen vorliegen und 

die Stadt Starnberg ihr Einverständnis erklärt hat. Der Antrag auf Erteilung der naturschutz-

rechtlichen Erlaubnis nach der Landschaftsschutzverordnung ist bei der Stadt Starnberg einzu-

reichen. Die Stadt Starnberg legt den Antrag mit ihrer Stellungnahme der Unteren Naturschutz-

behörde vor. 
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(4) Soweit nicht das Landratsamt zuständig ist, ist über die Genehmigung seitens der Stadt Starn-

berg binnen zwei Monaten nach Eingang des vollständigen Antrags bei ihr zu entscheiden. Die 

Genehmigung nach dieser Verordnung gilt als erteilt, wenn die Versagung dem Antragsteller 

nicht innerhalb der Frist zugegangen ist. 

 

(5) Die Genehmigung erlischt nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Bestandskraft. 

 

(6) Steht die nach dieser Verordnung genehmigungspflichtige Maßnahme an einem geschützten 

Baum im Zusammenhang mit einer genehmigungs- oder vorlagepflichtigen Baumaßnahme, soll 

sie zusammen mit den diesbezüglichen Unterlagen beantragt werden. Im Bestandsplan gemäß 

Abs. 2 sind dann auch die weiteren auf dem eigenen Anwesen sowie auf den Nachbargrundstü-

cken vorhandenen geschützten Bäume darzustellen, die von der geplanten Baumaßnahme be-

troffen sein können. 

 

Wenn das antragsgegenständliche Grundstück im Geltungsbereich eines Bebauungsplans 

liegt, der Festsetzungen zum Erhalt des betreffenden Baumes trifft, ist für dessen Entfernung 

ein baurechtliches Verfahren erforderlich. Steht die Entfernung im Zusammenhang mit einer ge-

nehmigungs- oder vorlagepflichtigen Baumaßnahme, ist im Rahmen dessen eine Befreiung zu 

beantragen, andernfalls ein isolierter Befreiungsantrag gemäß Art. 63 der Bayerischen Bauord-

nung. Sofern der betreffende Baum das in § 1 Abs. 2 genannte Maß erreicht, wird die zusätzlich 

erforderliche Entscheidung über eine Befreiung von dieser Verordnung im Rahmen des bau-

rechtlichen Verfahrens getroffen (vgl. Art. 56 Satz 3 BayNatSchG). 

 

§ 7 

Ersatzpflanzungen 

 

(1) Die Stadt Starnberg kann die Genehmigung insbesondere unter der Auflage erteilen, dass auf 

demselben Grundstück durch die Anpflanzung von Bäumen angemessener Ersatz für die ein-

tretende Bestandsminderung geleistet wird. Dabei können Mindestgrößen, Pflanzenart und 

Pflanzfristen näher bestimmt werden. 

 

(2) Haben Handlungen im Sinne von § 3 Abs. 1 und 5 zum Absterben eines Baumes geführt, kann 

die Stadt Starnberg dem Verursacher gegenüber anordnen, dass angemessene Ersatzpflan-

zungen zum Ausgleich für die eingetretene Bestandsminderung durchgeführt werden. Abs. 1 

Satz 2 gilt entsprechend. § 10 Abs. 1 bleibt unberührt. 

 

§ 8 

Ausgleichszahlung 

 

(1) Ist in den Fällen des § 7 eine Ersatzpflanzung nicht möglich oder zumutbar, kann die Stadt 

Starnberg eine Ausgleichszahlung in Höhe der ersparten Aufwendungen verlangen. 
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Die Höhe der Ausgleichszahlung errechnet sich aus dem Kauf der jeweiligen Baumsorte mit ei-

nem Stammumfang von 25/30 cm gemessen in 1 m Höhe sowie aus dem Arbeitsaufwand für 

die Pflanzung und notwendige Pflege, damit ein Anwachsen garantiert ist. Abhängig von der 

Baumsorte ergibt sich somit ein Betrag zwischen 2.500 € und 4.000 € je zur Entfernung kom-

mendem Baum. 

 

(2) Die Ausgleichszahlungen werden zweckgebunden für die Neupflanzung von Bäumen verwen-

det. Dem Betroffenen ist die Verwendung der Ausgleichszahlung auf Antrag innerhalb dreier 

Kalenderjahre nach- zuweisen, andernfalls ist das Geld zu erstatten. 

 

§ 9 

Sonstige Einzelanordnungen 

 

Die Stadt Starnberg kann sonstige zum Vollzug dieser Verordnung erforderliche Einzelanordnungen zur 

Erhaltung und Sicherung geschützter Bäume erlassen. 

 

§ 10 

Ordnungswidrigkeiten 

 

(1) Nach Art 57 Abs. 1 Nr. 2 BayNatSchG kann mit Geldbuße bis zu 50.000,00 € belegt werden, 

wer vorsätzlich oder fahrlässig den in dieser Verordnung geschützten Bestand an Bäumen 

ohne erforderliche Genehmigung verändert, schädigt, zerstört oder entfernt. 

 

(2) Nach Art. 57 Abs. 1 Nr. 7 BayNatSchG kann mit Geldbuße bis zu 50.000,00 € belegt werden, 

wer vorsätzlich oder fahrlässig einer vollziehbaren Nebenbestimmung in Form einer Auflage zu 

einer Genehmigung nach § 5 Abs. 5 oder § 7 dieser Verordnung nicht, nicht rechtzeitig oder 

nicht vollständig nachkommt. 

  

§ 11 

Inkrafttreten und Außerkrafttreten 

 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Sie tritt außer Kraft, wenn für ihren 

Geltungsbereich eine Baumschutzverordnung in Kraft tritt, spätestens jedoch nach Ablauf von zwei Jah-

ren. 

 

Starnberg, den 31.07.2026  

 

Angelika Kammerl 

Zweite Bürgermeisterin 

 

 

 


